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Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB)

Textliche Festsetzungen nach BauGB

Örtliche Bauvorschriften zur Gestaltung nach HBO

17.11.2015

06.05.2019

Hinweise

Zeichnerische Festsetzungen
Legende nach PlanZVO
Art und Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet,
WA 1-4

Anzahl Vollgeschosse maximal
(nach HBO-Definition)

z.B.  II

Grundflächenzahl GRZz.B.  0,3

Geschossflächenzahl GFZz.B.  0,5

Flachdach OK / Sonstige Dächer FH
(in Meter über Normalhöhennull)

Gebäudehöhe Firsthöhe FH / Oberkante OK

Abgrenzung unterschiedliches Maß 
der baulichen Nutzung

Überbaubare Grundstücksfläche, Bauweise,
Stellung der baulichen Anlagen
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

Baugrenze

Nur Einzelhäuser zulässig

Nur Doppelhäuser zulässig

Firstrichtung

Verkehrsflächen und
Anschluss an Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

Straßenverkehrsfläche, öffentlich

Verkehrsflächen mit 
besonderer Zweckbestimmung, öffentlich

Zweckbestimmung

Fußweg

Fuß- und Radweg

Stellplätze

Verkehrsberuhigter Bereich

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
(§ 9 (1) Nr. 21 BauGB)

Nutzungsrecht zugunsten 
der Hinterlieger
Leitungsrecht zugunsten der zuständigen
Ver- und Entsorgungsunternehmen

Gewässerbegleitgrün

Grünflächen, öffentlich

Zweckbestimmung
Friedhof

Verkehrsbegleitgrün

Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

Grünflächen, privat
Zweckbestimmung: Gärtnerei

Flächen für die Landwirtschaft

Flächen für die Landwirtschaft
(§ 9 (1) Nr. 18 BauGB)

Bindungen für die Bepflanzung 
(§ 9 (1) Nr. 25 a/b BauGB)

zu erhaltende Bäume
zu pflanzende Bäume

Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen

Nur Satteldächer zulässig
Örtliche Bauvorschrift (§ 91 (1) 1. HBO)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes

Geltungsbereich (§ 9 (7) BauGB)

Sichtdreiecke

Allgemeines Wohngebiet WA II
(GRZ 0,4 / GFZ 0,7)
nachrichtlich aus B-Plan Nr. IV/7 B
„Ortskern Harleshausen“ vom 26.04.1975

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

Geländehöhe Bestand

Hinweise / Planunterlage

vorhandene Gebäude 
außerhalb des Geltungsbereiches

vorhandene Gebäude 
innerhalb des Geltungsbereiches

Kulturdenkmal

Erhaltenswerte Bäume
außerhalb des Geltungsbereichs
(siehe Festsetzung Nr. 5 und Hinweis Nr.4)

Abwasserkanal (nachrichtlich)

22.09.2020

19.03.2021

Änderung / Bemerkung:

gezeichnet:

Datum: durch:

01

C. Heckroth

C. Heckroth

C. Heckroth
02C. Heckroth

03

Planunterlagen hergestellt aus der Stadtgrundkarte unter 
Zugrundelegung der Liegenschaftskarte durch Vermes-
sung und Geoinformation der Stadt Kassel (Zuständigkeit 
nach § 15 Abs. 2 Nr. 3 HVGG).

Kassel, 25.10.2021

Vermessung und Geoinformation

gez. Rus 
Vermessungsdirektorin 

Aufgestellt, 

Kassel, 09.09.2019

Der Magistrat                      Stadtplanung, Bauaufsicht 
                                            und Denkmalschutz

gez. Nolda                          gez. Mohr 
Stadtbaurat                         Amtsleiter

Hat öffentlich ausgelegen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 
sowie § 4a Abs. 4 BauGB vom 25.11.2019 bis 
einschließlich 03.01.2020 Ort und Zeit der
öffentlichen Auslegung wurden bekanntgemacht im 
Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. 50 vom 15.11.2019.

Kassel, 13.01.2020

Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz

gez. Lindemann 
Technischer Angestellter

Hat erneut öffentlich ausgelegen gemäß § 4a Abs. 3 
sowie § 4a Abs. 4 BauGB vom 12.10.2020 bis 
einschließlich 13.11.2020 Ort und Zeit der erneuten 
öffentlichen Auslegung wurden bekanntgemacht im 
Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. 51  vom 02.10.2020

Kassel, 17.11.2020

Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz

gez. Lindemann 
Technischer Angestellter

Der von der Stadtverordnetenversammlung als Satzung
beschlossene Bebauungsplan ist gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB ortsüblich bekannt zu machen.

Kassel, 23.11.2021

Der Magistrat 

gez. Geselle 
Oberbürgermeister

Ausfertigung
Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, wird hiermit ausgefertigt.

Kassel, 23.11.2021

Der Magistrat

gez. Geselle
Oberbürgermeister

Der Satzungsbeschluss wurde bekanntgemacht im 
Amtsblatt der Stadt Kassel Nr. 77 vom 03.12.2021.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft gesetzt worden.

Kassel, 13.12.2021

Der Magistrat

gez. Nolda
Stadtbaurat

Als Bebauungsplan-Entwurf zur öffentlichen Auslegung 
beschlossen von der Stadtverordnetenversammlung
der Stadt Kassel gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB 
am 26.08.2019.

Kassel, 15.11.2019

Die Stadtverordnetenversammlung

gez. Zeidler 
Stadtverordnetenvorsteher

Öffentlich auszulegen in der Zeit vom 25.11.2019
bis einschließlich 03.01.2020.

Kassel, 19.11.2019 

Der Magistrat

gez. Nolda    
Stadtbaurat

Der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festset-
zungen wurde am 08.11.2021 von der Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Kassel gemäß § 10 BauGB als 
Satzung beschlossen.

Kassel, 15.11.2021

Die Stadtverordnetenversammlung

gez. Dr. van den Hövel  
Stadtverordnetenvorsteherin

09.09.2021 R. Gashi 04

Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich auszulegen
in der Zeit vom 12.10.2020 bis einschließlich 13.11.2020.

Kassel, 22.10.2020 

Der Magistrat

  gez. Nolda 
  Stadtbaurat
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Kartenausschnitt: -Vermessung und Geoinformation-
(unmaßstäblich)

Maßstab 1 : 500

Querallee 43
34119 Kassel

Tel.: 0561 / 7880870
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Büro für Architektur und Stadtplanung
Holger Möller
Dipl.-Ing., Architekt,
Stadtplaner und
Städtebauarchitekt

Planverfasser:
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Rechtsgrundlagen

Verfahrensvermerke - Beschleunigtes Verfahren nach § 13 a BauGB

Datum: 17. August 2021

Änderungsvermerke

Gemarkung Harleshausen, Flur 1, 6, 7
Datengrundlage: Amt für Vermessung und Geoinformation Kassel (Stand: 19.08.2021)

1. Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 6 und Nr. 8 BauGB) 
1.1 Innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets 1 (WA 1) und des Wohngebiets 5 (WA 5) sind folgende nach 

§ 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht zulässig:  
 -  Gartenbaubetriebe und Tankstellen. 

1.2 Innerhalb des WA 2 sind folgende nach § 4 (2) § BauNVO allgemein zulässigen sowie nach § 4 (3) BauN-
VO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht zulässig:  

 -  der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank-  und Speisewirtschaften 

 -  Anlagen für kulturelle und sportliche Zwecke, 

 -  nicht störende Handwerksbetriebe, 

 -  sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen sowie Gartenbaubetriebe und Tank 
stellen. 

1.9 Im eingeschossig festgesetzten Bereich der überbaubaren Grundstücksfläche im WA 4 ist lediglich ein 
Vollgeschoss und keine weiteren Nicht- Vollgeschosse zulässig. 

1.10 Von den zeichnerisch festgesetzten Höhenbeschränkungen sind Anlagen zur Ausnutzung von Sonnen-
energie bis zu einer maximalen Aufbauhöhe von 1 m und sonstige untergeordnete und notwendige 
technische Bauteile bis zu einer maximalen Aufbauhöhe von 2 m ausgenommen. 

2. Überbaubare Grundstücksfläche, Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

2.1 Ein Vortreten von den zeichnerisch festgesetzten Baugrenzen ist ausschließlich bei untergeordneten Fassa-
denabschnitten (wie z.B. Erker) und Gebäudeteilen (wie z.B. Balkone, Vordächer, Außentreppen) bis max. 
1,50 m Tiefe zulässig. 

 Die Anlagen des § 6 (8) HBO (z. B Terrassen) sind gemäß § 23 (5) BauNVO auch auf den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

2.2 Bauliche Anlagen, die für einen Gartenbaubetrieb benötigt werden, können gemäß § 23 (3), Satz 3 BauNVO in 
den WA 3 und WA 4 auch außerhalb der Baugrenzen errichtet werden. 

2.3 Innerhalb des WA 2 sind ausschließlich Einzelhäuser zulässig. 
 Innerhalb des WA 3 sind ausschließlich Doppelhäuser zulässig. Bauliche Anlagen, die für einen Gartenbaube-

trieb benötigt werden sind von dieser Regelung ausgenommen. 
 

 

1.3 Innerhalb des WA 3 sind folgende nach § 4 (2) § BauNVO allgemein zulässigen sowie nach § 4 (3) BauN-
VO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht zulässig:  

 -  der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank-  und Speisewirtschaften 

 -  Anlagen für kulturelle und sportliche Zwecke, 

 -  nicht störende Handwerksbetriebe, 

 -  sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen sowie Tankstellen. 

1.4 Innerhalb des WA 4 sind folgende nach § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht zu-
lässig: 

 -  Tankstellen. 

1.5 Für das WA 3 und WA 4 werden auf Grundlage des § 1 (5) BauNVO Gartenbaubetriebe als allgemein zu-
lässig festgelegt. 

1.6 In den WA 1 – 3 sind pro Einzelgebäude und pro Doppelhaushälfte je eine Wohneinheit und eine Einlieger-
wohnung bis max. 35 m² zulässig. 

1.7 Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Fläche WA 4 darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen 
von Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie baulichen Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche abweichend von § 19 (4) Satz 2 BauNVO gemäß § 19 (4) Satz 3 BauN-
VO bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden. 

1.8 Räume für freie Berufe im Sinne von § 13 BauNVO sind nur in untergeordneter Weise mit max. 15 % der 
Geschossfläche je Gebäude zulässig. 

 

3. Garagen, überdachte Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)  

3.1 Sonstige untergeordnete Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind zulässig, wenn eine maximale 
Grundfläche von jeweils 15 m² und eine Gesamtfläche von 25 m² nicht überschritten wird.  

3.2 Für die in Satz 1 bezeichneten Anlagen gilt eine maximale Gebäudehöhe von 3,50 m. 

4. Geh- , Fahr-  und Leitungsrechte -  § 9 (1) Nr. 21 BauGB 

4.1 Das zeichnerisch festgesetzte Geh- , Fahr, und Leitungsrecht G- F- L am nördlichen Rand des WA 3 ist  
dauerhaft zugunsten der Anlieger im WA 3 zu sichern. 

4.2 Das zeichnerisch festgesetzte Leitungsrecht L am östlichen Rand des WA 3 und WA 4 ist dauerhaft durchgän-
gig auf einer Breite von mindestens 5 m zugunsten der zuständigen Ver-  und Entsorgungsunternehmen zu 
sichern. 

5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft -  § 9 (1) Nr. 20 
BauGB 

5.1 Neue Ver-  und Entsorgungsleitungen haben einen Mindestabstand von 2,50 m zu Bäumen und Gehölzen 
einzuhalten. Gleiches gilt umgekehrt bei der Neupflanzung von Bäumen im Hinblick auf vorhandene Ver-  und 
Entsorgungsleitungen. Eine Unterschreitung dieses Abstands ist im Falle von Satz 2 nur in Absprache mit den 
jeweils zuständigen Versorgungsträgern zulässig. 

5.2 Bei Aufgrabungen im Wurzelbereich im Zuge der Bauausführung sind zum Schutz des Wurzelraumes be-
troffener Bäume geeignete Maßnahmen (z. B. Wurzelvorhang) vorzusehen, die das Austrocknen, Beschädigen 
und Absterben der zu erhaltenden Wurzeln verhindern und die Neubildung von Wurzeln fördern. 

5.3 Sofern Bodenmaterial in oder auf den Boden ein-  oder aufgebracht wird (zum Beispiel Auffüllungen, Wieder-
einbau von Bodenaushub, Herstellen einer durchwurzelbaren Bodenschicht) muss dieses Material für die 
Aufbringung auf der vorgesehenen Fläche geeignet sein und darf nicht zu einer Verschlechterung der Boden-
beschaffenheit und Bodenqualität führen. Bodenmaterial, das den genannten Anforderungen nicht ent-
spricht, darf nicht aufgebracht werden. Recycling- Material darf nicht eingebaut werden. 

6. Gebiete, in denen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes bestimmte Luft verunreinigende Stoffe nicht oder nur beschränkt verwendet wer-
den dürfen -  § 1 Abs. 7 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 23 a u. b BauGB 

 Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist für Neubauten mit einer Nutzfläche größer als 50 m² die Ver-
wendung von festen fossilen Brennstoffen sowie die Verbrennung von Stückholz und Holzprodukten zum 
Zwecke der Heizung nicht zulässig. 
Hiervon ausgenommen sind Brennstoffe nach § 3, Nr. 5a der 1. BImSchV (Holzbriketts oder –pellets). Das gilt 
ausdrücklich auch für Einzelfeuerungsanlagen wie offene Kamine und Kaminöfen. 

7. Maßnahmen zur Minderung schädlicher Umwelteinflüsse (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB) 

7.1 Durch den Straßenverkehrslärm werden in Großteilen des Plangebietes die Orientierungswerte der DIN 
18005,Teil 1für Straßenverkehr von 55 dB(A) am Tage und 45 dB(A) in der Nachtzeit zum Teil wesentlich 
überschritten. 
Bei Neubau-  und Ersatzvorhaben im Geltungsbereich hat für die Wohn-  und Schlafräume wie auch für die 
Räume mit Arbeitsplätzen bei einer nicht nur vorübergehenden Nutzung (Aufenthaltsräume) passiver Lärm-
schutz – nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ in der jeweils gültigen Fassung zu erfolgen. 

8.4 Bei allen Gehölzpflanzungen sind ausschließlich standortgerechte Arten zu verwenden -  
entsprechend der folgenden Liste:
Bäume 1. Ordnung 
Quercus cerris Zerr- Eiche 
Quercus frainetto Ungarische Eiche 
Quercus petraea Trauben- Eiche 
Quercus robur Stieleiche 
Tilia cordata  Winterlinde 
Ulmus i. S. (z. B. Ulmus laevis) Flatter- Ulme 
Mindestqualität: Hochstamm,3xv. STU 16- 18cm 

Bäume 2. Ordnung 
Acer campestre Feldahorn 
Acer opalus Schneeballblättriger Ahorn 
Carpinus betulus HainbucheCorylus colurna 
 Baumhasel 
Juglans regia Walnuss 
Ostrya carpinifolia Gemeine Hopfenbuche 
Prunus avium Vogelkirsche 
Sorbus aucuparia Vogelbeere 
Mindestqualität: Hochstamm,3xv. STU 16- 18cm 

Bäume 3. Ordnung 
Cornus mas Kornelkirsche 
Crategus laevigata Rotdorn 
Crataegus monogyna Weißdorn 
Fraxinus ornus Blumen- Esche 
Prunus padus Traubenkirsche 
Mindestqualität: Hochstamm,3xv. STU 16- 18cm 

Schnitthecken 
Acer campestre Feldahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
Ligustrum vulgare Liguster 

Mindestqualität : 2xv. mB. Höhe 100- 125 cm  

Sträucher 
Cornus mas Kornelkirsche 
Cornus sanguinea roter Hartriegel 
Corylus avellana Haselnuss 
Crataegus monogyna Weißdorn 
Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 
Lonicera xylosteum Heckenkirsche 
Prunus spinosa Schlehe 
Rosa canina Hundsrose 
Rosa rubiginosa Weinrose 
Rubus fruticosus Brombeere 
Rubus ideaus Himbeere 
Sambucus nigra schwarzer Holunder 
Sambucus racemosa Traubenholunder 
Viburnum lantana wolliger Schneeball 
Viburnum opulus gemeiner Schneeball 

Mindestqualität : wie vor 

Rankpflanzen, z. B. für Fassadenbegrünung 
selbstklimmende Arten: 
Hydrangea petiolaris  Kletterhorthensie 

Arten, die Rankhilfen benötigen: 

Aristolochia macrophylla Pfeifenwinde 
Campsis radicans  Trompetenwinde 
Clematis vitalba  Waldrebe 
Humulus lupulus  Gemeiner Hopfen 
Lonicera caprifolium Geisblatt 
Lonicera x heckrottii Geisblatt 
Vitis vinifera  Echter Wein 

Mindestqualität : im TB 60- 80 bzw. 60/ 100

 

Maßgebliche Außenlärmpegel La in dB(A), R’w,ges (mindestens) in dB: 
  La R’w,ges,min 
WA 1 
 
  NW =  73 43 
  NO =  70 40 
  SO = 61 31 

  La R’w,ges,min 
WA 2 
Südlicher Bauplatz 
  W =  61 31 
  N = 59 30 
  O =  57 30 
  S =  56 30 

WA 2 
Nördlicher Bauplatz 
  W =  69 39 
  N =  69 39 
  O =  60 30 
  S =  61 31 

WA 2 
Südlichster Bauplatz  
  W =  61 31 
  N =  60 30 
  O =  57 30 
  S =  58 30 

WA 2 
Mittlerer Bauplatz 
  W = 63 33 
  N =  62 32 
  O = 57 30 
  S =  58 30 

WA 3, 
West 
  W = 62 32 
  N =  61 31 
  O =  55 30 
  S =  55 30 

Für Büroräume gelten 5 dB(A) niedrigere R’w,ges- Werte, jedoch mindestens 30 dB. 
Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau- Schalldämm- Maße R’w,ges,min sind in Abhängigkeit vom 
Verhältnis der vom Raum aus gesehenen gesamten Außenfläche eines Raumes Ss zur Grundfläche des Rau-
mes SG nach DIN 4109- 2:2018- 01, Gleichung [32] mit dem Korrekturwert KAL nach Gleichung [33] zu kor-
rigieren. Für Außenbauteile, die unterschiedlich zur maßgeblichen Lärmquelle orientiert sind, siehe DIN 
4109- 2:2018- 01, 4.4.1. 

7.2 Im WA 1, WA 2 und WA 3 (West) sind bei Neubauten Schlafräume und Kinderzimmer auf der Ost-  oder Süd-
seite der Gebäude unterzubringen. Ist dies nicht möglich sind diese mit Schallschutzfenstern mit schallge-
dämmten Lüftungsöffnungen zu versehen, sofern der erforderliche Luftaustausch gemäß DIN 1946- 6 nicht 
anders sichergestellt wird. Die Lüftungseinrichtung darf die Schalldämmung nicht verschlechtern. 

8. Bindungen für die Bepflanzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25) 

8.1 Die zeichnerisch festgesetzten Bäume sowie die in der zeichnerisch festgesetzten Fläche für die Erhaltung 
von Bäumen und Sträuchern vorhandenen Gehölze sind dauerhaft zu erhalten, vor Beeinträchtigung zu 
schützen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 
Die Standorte der Bäume können bis zu 2 m von den zeichnerisch festgesetzten abweichen. 

8.2 Zusätzlich zu den zeichnerisch festgesetzten Gehölzpflanzungen sind in den WA 2 und WA 3 je angefangene 
200 m² Grundstücksfläche ein standortgerechter Laubbaum 1. oder 2. Ordnung (oder Hochstamm-
Obstbaum) -  entsprechend der Artenliste nach 8.4 -  zu pflanzen. 

8.3 Sämtliche Gehölze der festgesetzten Pflanzungen sowie die zeichnerisch festgesetzten Bäume sind dauerhaft 
zu erhalten, vor Beeinträchtigung zu schützen und bei Abgang gleichwertig durch Neupflanzungen zu erset-
zen. 

 

6. Stellplatzsatzung 
 Im Geltungsbereich gelten die Bestimmungen der Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung von Stell-

plätzen oder Garagen und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder in der jeweils gültigen Fassung, 
wenn durch Festsetzung nichts anderes geregelt ist. 
Es wird empfohlen die Regelwerke der FGSV zum Fahrradparken (Empfehlungen für Anlagen des ruhenden 
Verkehrs- EAR und "Hinweise zum Fahrradparken") bei der Planung der Fahrradabstellplätze zu beachten. 

7. Brandschutz 
Die Befahrbarkeit der geplanten neuen Erschließungsstraße sowie des Wendehammers muss den Anforderun-
gen der RASt 06 für den Flächenbedarf eines 3- achsigen Müllfahrzeuges und damit auch der üblichen Feuer-
wehr- Fahrzeuge genügen. Die im Bebauungsplan festgesetzten Flächen wurden daraufhin geprüft. 

Die notwendigen Hydranten müssen bei der Herstellung der neuen Erschließungsstraße berücksichtigt werden. 
Die erforderliche Löschwassermenge 800l/ min (einfache Löschwassermenge gemäß DVGW- Arbeitsblatt W 
405) muss über 2 Stunden zur Verfügung gestellt werden können. 

8. Telekommunikation 
ln allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Brei-
te von ca. 0,3 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien 
vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu 
den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen 
und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und 
ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausfüh-
renden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekom-
munikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 

9. Gewässerrandstreifen 
Die Regelungen gemäß § 38 Abs. 4 WHG sowie die Verbote gemäß § 23 Abs. 2 HWG sind im Bereich der Ge-
wässerrandstreifen des Geilebachs zu beachten. 

10. Niederschlagswasserversickerung 
Der Antrag für die Erlaubnis einer Versickerung von Niederschlagswasser von befestigten, wasserdurchlässigen 
Stellplätzen auf den privaten Grundstücken ist rechtzeitig vor Baubeginn bei der Unteren Wasser-  und Boden-
schutzbehörde der Stadt Kassel zu stellen. 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
durch Art ikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist  
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786) 
Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Art i-
kel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist 
Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Art ikel 290 des Ge-
setzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 
2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Art ikel 117 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) 
geändert worden ist 
Bundes- Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 
1274), daszuletzt durch Art ikel 103 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden ist 
Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Art ikel 1 des Gesetzes vom 
19.Juni 2020 (BGBl. I S. 1408) geändert worden ist 
Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) vom 
20. Dezember 2010 (GVBl. I 2010 S.629), zuletzt geändert durch Art ikel 17 des Gesetzes vom 7. Mai 
2020 (GVBl. S. 318). 
Hessische Bauordnung (HBO) vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. 
Juni 2020 (GVBl. S. 378). 
Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 
142), zuletzt geändert durch Art ikel 1 des Gesetzes vom 7. Mai 2020 (GVBl. S. 318). 
Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I S. 548), zuletzt geändert durch Art i-
kel 11 des Gesetzes vom 4. September 2020 (GVBl. S. 573) 
Hessisches Gesetz über das öffentliche Vermessungs-  und Geoinformationswesen (HVGG) vom 6. 
September 2007 (GVBl. I S. 548), zuletzt geändert durch Art ikel 12 des Gesetzes vom 23. Juni 2020 
(GVBl. S. 430). 
Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) in der Fassung vom 28. November 2016 (GVBl. S. 211). 
Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt  Kassel (Baumschutzsatzung) in ihrer jeweils gült igen 
Fassung. 
Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung von Stellplätzen und zur Herstellung von Abstellplät-
zen für Fahrräder (Stellplatzsatzung)  in ihrer jeweils gült igen Fassung. 

1. Bodenverunreinigungen 
 Sollten bei Erdarbeiten organoleptische Auffälligkeiten auftreten, ist unverzüglich die zuständige Behörde zu 

informieren. Gegebenenfalls sind entsprechende Bodenuntersuchungen zu veranlassen und/ oder entspre-
chende Maßnahmen zur Behandlung des Bodens einzuleiten. 

2. Artenschutz 
 Allgemein 
 Bei der Bebauung der Flächen sind die allgemeinen artenschutzrechtlichen Regelungen zu beachten (§ 39 (5) 

BNatSchG, § 44 (1) BNatSchG). Zur Vermeidung der Verletzung der artenschutzrechtlichen Verbote (Tötungs-
verbote) ist die Rodung von Gehölzen für die Baufeldräumung in der Zeit zwischen dem 01. Oktober und dem 
28./ 29. Februar durchzuführen. 
Darüber hinaus sind alle Gehölze vor deren Beseitigung von sachkundigem Personal auf Nester, Höhlen usw. zu 
überprüfen. 

Es wird empfohlen, die Artenschutzuntersuchung mit zeitlichem Vorlauf vor der Baufeldräumung vorzusehen, 
da bei positivem Befund eine fachgerechte Umsiedlung der Tiere zu organisieren und erst danach eine Gehölz-
fällung zulässig ist. Dies kann im Einzelfall auch eine Verzögerung der Baumaßnahme nach sich ziehen. 

Nur so können artenschutzrechtliche Verbotstatbestände i.S.d. § 44 (1) BNatSchG sicher ausgeschlossen wer-
den. 

Licht- Immissionsschutz 

Zur Minimierung der Beeinträchtigung von Insekten durch eine Steigerung der Beleuchtungsintensität im Zuge 
der Ausweisung von Wohngebieten wird für die Beleuchtung der Straßen und der Außenbereiche empfohlen, 
energiesparende und insektenfreundliche LED- Leuchten einzusetzen. Weiterhin sollten Beleuchtungen so in-
stalliert werden, dass sie überwiegend nach unten strahlen, um das nahe Umfeld vor übermäßiger Lichteinwir-
kung zu schützen. Der Einsatz von Planflächenstrahlern reduziert die Abstrahlung in angrenzende Bereiche, die 
nicht ausgeleuchtet werden müssen. 

3. Baumschutzsatzung 
 Im Geltungsbereich gelten die Bestimmungen der Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Kassel 

in der jeweils gültigen Fassung. 
4. Baumschutz 

Bei allen Maßnahmen im Geltungsbereich ist die DIN 18920 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau, Schutz 
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen), die RAS- LG 4 (Richtlinien für 
die Anlage von Straßen, Landschaftsgestaltung, Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von Baustellen) 
sowie das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver-  und Entsorgungsanlagen" der Forschungs-
gesellschaft für Straßen-  und Verkehrswesen in der jeweils aktuellen Fassung sind zu beachten. Dies gilt auch 
für die nachrichtlich als erhaltenswert dargestellten Bäume östlich der Geltungsbereichsgrenze auf dem Fried-
hofsgelände sowie für die Öffnung von Gräbern. 

Bei Aufgrabungen im Wurzelbereich im Zuge der Bauausführung sind zum Schutz des Wurzelraumes betroffe-
ner Bäume geeignete Maßnahmen (z. B. Wurzelvorhang) vorzusehen, die das Austrocknen, Beschädigen und 
Absterben der zu erhaltenden Wurzeln verhindern und die Neubildung von Wurzeln fördern. 

Alle Arbeiten im Zuge der Umsetzung der Planung (Verkehrserschließung, Leitungen und Kanäle) sind von ent-
sprechenden Fachfirmen auszuführen. 

Bei Eingriffen in den Boden im Zuge der Herstellung bzw. des Umbaus der festgesetzten Verkehrsflächen ist 
zudem eine ökologische Baubegleitung zu installieren. Nicht zu vermeidende Schäden sind zu dokumentieren 
sind, so dass bei Verlust ggf. ein Anspruch auf Ersatz ermittelt werden kann. 

Hierbei ist insbesondere zu beachten: 

-  Abstimmung der Arbeiten mit der Friedhofsverwaltung 

-  Fachgerechte Aufastung der Kronenbereiche der Bäume entlang der Kanalstraße 

-  Notwendige Ersatzpflanzungen sind möglichst am Standort der zu ersetzenden Bäume auf dem Friedhof 
vorzunehmen zur Vermeidung einer Einschränkung von Grabnutzungen. 
Wurzeln ab 3 cm Durchmesser sind sauber und fachgerecht nachzuschneiden. Wurzeln im Leitungsgraben 
sind durch ständig feucht zu haltende Wurzeln vorrangig vor dem Austrocknen zu schützen. 

5. Immissionsvorbelastung 
 In Teilen des Geltungsbereiches könnte es durch die L 3234 zu einer erhöhten Belastung durch Straßenver-

kehrslärm kommen. Die mögliche Überschreitung der relevanten Werte (DIN 18005 'Schallschutz im Städte-
bau', 16. BImSchV, TA Lärm) und ggf. das Erfordernis passiver Lärmschutzmaßnahmen ist im Verfahren zu 
prüfen. 
Gegen den Straßenbaulastträger. können keinerlei Ansprüche auf Errichtung von Lärmschutzanlagen oder 
sonstige Forderungen, die mit den von den vorhandenen Straßen ausgehenden Emissionen zusammenhängen, 
gestellt werden 

9. Gestaltung von Gebäuden, Dächern -  § 91 (1) Nr. 1 und 2 HBO 

9.1 Dacheindeckungen mit Materialien, die glänzende Oberflächen erzeugen, sind unzulässig. Anlagen zur Son-
nenenergienutzung (Fotovoltaik und Solarthermie) sind hiervon ausgenommen. 

9.2 In den WA 1, 2 und 3 ist ausschließlich die Errichtung von Satteldächern zulässig. 

9.3 Dachgauben können als Schlepp-  oder Satteldachgauben mit einem Mindestabstand von 1 m von der Traufe 
erstellt werden. Die Breite aller Gauben darf 40% der Dachbreite nicht überschreiten.  

 Gleiches gilt für die Ausbildung von Zwerchhäusern. Deren First muss mind. 50 cm unter dem Hauptfirst lie-
gen. 

10 Begrünung von baulichen Anlagen -  § 91 (1) Nr. 5 HBO 

10.1 Flachdächer und flach geneigte Dächer (bis 15°) von neu errichteten Nebenanlagen mit einer Fläche von min-
destens 10 m² sind mit einer extensiven Begrünung zu versehen, die dauerhaft zu erhalten ist. Die Dicke der 
Vegetationsschicht (durchwurzelbare Schicht) muss mindestens 10 cm, bei Verwendung von vorkultivierten 
Vegetationsmatten und entsprechender Wasserspeicherschicht mindestens 4 cm betragen. 

11. Einfriedungen -  § 81 (1) Nr. 3 HBO 

11.1 Zur Einfriedung der Grundstücke sind an den dem öffentlichen Straßenraum zugewandten Grenzen aus-
schließlich folgende Bauweisen -  auch in Kombination -  zulässig: 

 -  Mauern 
 -  Laubgehölzhecken 
 -  Holz- Staketenzäune mit senkrechter Gliederung 
 Zur Einfriedung der Grundstücke sind an den nicht in Satz 1 genannten Grenzen ausschließlich folgende Bau-

weisen zulässig: 
 -  Laubgehölzhecken 
 -  Holz- Staketenzäune mit senkrechter Gliederung 
 -  Maschendrahtzäume nur in Verbindung mit Laubgehölzhecken 

 Im WA3 und WA4 dürfen auch Metallzäune zur Einfriedung gewerblich genutzter Flächen errichtet werden. 

11.2 Die Einfriedungen dürfen eine maximale Höhe von 1,50 m, zur öffentlichen Verkehrsfläche von 0,80 m, nicht 
überschreiten und müssen eine Bodenfreiheit von mindestens 10 cm aufweisen. Bei neu errichteten Mauern 
ist die Bodenfreiheit abschnittsweise auf mindestens 10 % der Länge der Mauer herzustellen. 

11.3 Im Bereich des Leitungsrechts L im WA 3 dürfen weder bauliche Anlagen noch Einfriedungen jeglicher Art 
errichtet werden, um die notwendige Fläche für die Ver-  und Entsorgungsanlagen sicherzustellen. 

12. Grundstücksfreiflächen, Stellplätze -  § 81 (1) Nr. 4 und 5 HBO 

12.1 Die Grünflächen sind als offene Vegetationsfläche (z.B. Rasen- / Wiesenfläche, Dachbegrünung) herzustellen. 
Die Abdeckung der Vegetationsflächen mit Schotter oder Kies ist unzulässig. 

12.2 Die befestigten Flächen sind in wasserdurchlässiger Bauweise (Pflasterung mit mindestens 15 % Fugenanteil, 
Schotterrasen, wassergebundene Decke o. ä.) als teilversiegelte Flächen herzustellen. 

 Hiervon ausgenommen sind Flächen, die wegen ihrer funktionalen Erfordernisse (z.B. rollstuhlgerecht) einen 
höheren Versiegelungsgrad erfordern oder /  und wegen ihrer Nutzung eine potenzielle Gefährdung für Bo-
den, Natur und Landschaft darstellen. 

12.3 Die auf den privaten Grundstücken liegenden Flächen zur Aufnahme von Wertstoff-  und Abfallbehältern sind 
durch bauliche oder gärtnerische Maßnahmen so zu gestalten, dass sie vom öffentlichen Straßenraum nicht 
direkt einsehbar sind. 
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